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0BDer russische Angriffskrieg gegen die Ukraine stellt nicht nur eine 
Zäsur für Europa und seine Sicherheitsarchitektur dar. Ähnlich 
wie „9/11“, die Terroranschläge von 2001, könnte dieser Krieg 
das gesamte internationale System verändern. Damals war es die 
Mobilisierung für einen „globalen Krieg gegen den Terror“ durch 
die Führungsmacht USA, die auf Jahre hinaus den sicherheitspo-
litischen Fokus verschob. Diplomatie, Entwicklungszusammen-
arbeit und andere Formen internationaler Kooperation folgten in 
ihrem Sog.  

1B„2/24“, der 24. Februar 2022, könnte als ein neuer Wendepunkt 
in die Geschichte eingehen. Es besteht die konkrete Gefahr einer 
neuen geopolitischen Aufteilung der Welt. Die liberalen Demo-
kratien in Europa und Nordamerika sehen sich erneut mit ihrer 
Verwundbarkeit konfrontiert. Unmittelbar erleben die Menschen 
in der Ukraine unermessliches Leid. Aber die Bedrohung wirkt 
darüber hinaus. In Europa droht eine neue Trennlinie zwischen 
Putins Machtgebiet und seinen westlichen Nachbarn. Jenseits 
von Europa und Nordamerika ist Russland indes weit weniger 
isoliert. Über fünfzig Staaten sprachen sich am 2. März 13Tin der VN-
Generalversammlung13T nicht für eine Verurteilung Russlands aus. 
Unter ihnen waren globale Schwergewichte wie China und In-
dien, aber auch die Mehrheit der Staaten in Asien und dem südli-
chen und östlichen Afrika. Parallel wächst die Gefahr, dass die von 
Chinas Einflusspolitik befeuerten Spannungen im asiatisch-pazi-
fischen Raum zunehmen und in bewaffnete Aggression münden 
könnten.  

2BEs ist also nicht ausgeschlossen, dass sich die Staatenwelt erneut 
in „Freund und Feind“ aufteilt. Doch zugleich verschärft sich die 
13TKlimakrise13T weiter, globale Ungleichheit nimmt zu und die längst 
nicht überwundene Corona-Pandemie verlangt mehr denn je 
nach kooperativen multilateralen Lösungen. In dieser neuen Re-
alität, in der eine Nuklearmacht militärischen Revisionismus be-
treibt und jegliche Regeln der Staatenwelt missachtet, ist daher 
nicht nur über Aufrüstung und Abschreckung zu diskutieren. Ko-
operation bleibt notwendig, doch das Instrumentarium der in-
ternationalen Zusammenarbeit muss neu justiert werden. Drei 
Themen drängen sich auf: 

3BPolitische Regime: Russlands Entwicklung der letzten zwei Jahr-
zehnte muss eine ernsthafte Mahnung sein, wohin es führt, 
wenn autoritäre Herrscher ihr Machtsystem – auch mit Hilfe ex-
tern generierter Renten – gegen jede innenpolitische Anfech-
tung immunisieren können. Nicht bloß ein aggressives Russland 
einzudämmen wird in absehbarer Zeit die größte strategische 
Herausforderung für liberale Demokratien sein, sondern solche 
Art unkontrollierbarer Machtausübung generell. Anders als man-
che sicherheitspolitische „Realisten“ meinen, ist es daher nicht 
naiv, Demokratie und Menschenrechte zu fördern und zu schüt-
zen sowie zivilgesellschaftliche Vielfalt zu stärken. Es sind lang-
fristige Investitionen, die nachweislich effektiv sind – wenn sie 
nicht durch kurzfristig orientierte wirtschaftliche oder strategi-
sche Interessen unterlaufen werden. 

4BInterdependenz: Russlands flagranter Völkerrechtsbruch könnte 
den Schluss nahelegen, die Idee der Friedenssicherung durch In-
terdependenz sei insgesamt gescheitert. Doch globale Zukunfts-
aufgaben zu gestalten, wird weiter zwingend Kooperation erfor-
dern – und mit ihr auch gegenseitige Verflechtung von Struktu-
ren, Interessen und Kapitalflüssen. Umso wichtiger ist es, die Be-
dingungen förderlicher Interdependenz zu präzisieren. Regierun-
gen, die Freiheit und Menschenrechte in ihrem eigenen Land bru-
tal unterdrücken, werden im Zweifel auch fundamentale interna-
tionale Regeln missachten. Interdependenz mit diesen Regierun-
gen darf nicht in eine Abhängigkeit münden, die erpressbar 
macht. Viel stärker als bisher müssen wir Lieferketten und Roh-
stoffversorgung daraufhin überprüfen, ob sie politischen Groß-
krisen standhalten können. Die dafür nötige Redundanz in den 
Systemen wird Kosten verursachen. Sie sind der Preis für eine 
resiliente Interdependenz.  

5BEntwicklungsbudgets: Die Bundesregierung hat angekündigt, 
erheblich mehr in die Bundeswehr zu investieren, als dies noch 
vor wenigen Wochen denkbar erschien. Zudem steigt der Mittel-
bedarf für humanitäre Aufgaben. Doch im Gegenzug droht (und 
so sieht es im jüngsten 13TEtatentwurf des Kabinetts13T aus), dass an 
der Entwicklungszusammenarbeit und bei anderen strukturbil-
denden Formen der Kooperation gespart wird. Das wäre fatal 
kurzsichtig. Damit würden etwa Beiträge zur Konflikteindäm-
mung und Verhütung von Gewalt in Afrika, Asien und Latein-
amerika erschwert oder unmöglich gemacht. Richtig ist: die klas-
sische Entwicklungszusammenarbeit wird sich in naher Zukunft 
radikal verändern müssen, um nicht in überholten Mustern von 
Gebern und Nehmern zu verharren. Aber der Bedarf an finanziel-
len Mitteln zur Gestaltung konstruktiver Partnerschaften in aller 
Welt wird nicht ab-, sondern zunehmen. Mehr denn je werden 
Ressourcen gebraucht, um Lösungen für globale Gemeinschafts-
aufgaben zu entwickeln und die Vielfalt, den Zusammenhalt und 
die Innovationsfähigkeit von Gesellschaften zu stärken.  

6BDer Verfestigung autokratischer Herrschaft entgegenwirken, In-
terdependenz resilienter gestalten und in langfristige Strukturbil-
dung investieren: Eine so verstandene internationale Zusam-
menarbeit würde einen essenziellen Beitrag zu unserer globalen 
Zukunftsvorsorge leisten – auch und gerade nach „2/24“. 

„In dieser neuen Realität, in der eine 
Nuklearmacht militärischen Revisionismus 
betreibt und jegliche Regeln der Staatenwelt 
missachtet, ist nicht nur über Aufrüstung 
und Abschreckung zu diskutieren. 
Kooperation bleibt notwendig, doch das 
Instrumentarium der internationalen 
Zusammenarbeit muss neu justiert werden.“ 
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